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Georg Weißeno
Welches Wissen produziert die Politikdidaktik 
als Wissenschaft?
1. Anlass der Untersuchung
Jede Wissenschaft versucht, Wissen im Sinne wahrer Aussagen zu formulie­
ren. Die Plausibilität wahrer Aussagen kann aber angezweifelt werden, da 
sowohl die Sprache als auch die Wahrheit zugleich soziale Phänomene sind. 
Deshalb wird erwartet, dass die Individuen einer Wissenschaftlergruppe ei­
ner Aussage zustimmen oder sie ablehnen. Für eine Aussage sind gute Grün­
de zur Bestätigung erforderlich. Von der Richtigkeit wissenschaftlichen 
Wissens braucht man nicht durch Überredung oder Propaganda überzeugt 
werden. Die Überprüfung wissenschaftlicher Aussagen übersteigt die Mög­
lichkeiten einer Person, sodass ein Vergleich mit Daten aus anderen Quellen 
erforderlich ist. Die Überprüfung gehört zum Bereich der Forschung, in der 
die Ergebnisse konkurrierender Ansätze diskutiert und auf der Basis neuer 
Ergebnisse überdacht werden. Die Ergebnisse sind öffentlich.
Für wissenschaftliche Aussagen gilt folgende Aussage: „Die Plausibilität 
der Beschreibung oder Erklärung eines erziehungsrelevanten Sachverhalts, 
die ein Wissenschaftler aufgrund seiner allgemeinen Lebenserfahrung bzw. 
durch gründliches Nachdenken1 über das betreffende Problem erzielt, reicht 
keinesfalls aus, um Aussagen als wissenschaftliche Sätze zu bezeichnen“ 
(Krapp, Prenzel & Weidenmann, 2006, S. 28). Auch die Politikdidaktik 
muss sich dieser Forderung stellen. Erforderlich sind prinzipiell nachprüfba­
re Informationen aus systematisch geplanten und ausgewerteten Untersu­
chungen, um zu einer .wissenschaftlichen’ Aussage zu kommen (Ebenda).
Der Frage, ob und wie die Politikdidaktik diese Anforderungen an wis­
senschaftliche Aussagen und wissenschaftliches Wissen erfüllt, ist bisher 
nicht nachgegangen worden. So wenig sich in der Politikdidaktik eine herr­
schende Meinung, wie etwa in der Jurisprudenz, herauskristallisiercn lässt, so 
wenig ist bisher diskutiert worden, welches Wissen die unterschiedlichen 
Personen mit ihren Ansätzen bisher produziert haben. Die Politikdidaktik 
produziert als Wissenschaft im Ideal fall aufeinander bezogene Aussagen über
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den Politikunterricht, macht Angaben über seine Voraussetzungen und 
Randbedingungen und schafft die Möglichkeit, Hypothesen über Verände­
rungen zu generieren. Angesichts der Vielzahl an Ansätzen ist von unter­
schiedlichen methodischen Zugangsweisen auszugehen, die trotz vergleich­
barer Zwecksetzung bestehen.
Im Zentrum fachdidaktischer Überlegungen stehen Erziehungs- und 
Bildungsprozesse im Politikunterricht und ihre Bedingungen. Der Gegen­
stand der Politikdidaktik umfasst mithin Voraussetzungen, Prozesse und 
Ergebnisse von politischem Lehren und Lernen innerhalb der Institution 
Schule und im gesellschaftlichen Kontext. Hierzu sind Modelle zu entwi­
ckeln und Daten zu gewinnen. Die Theorie entwirft ein Bild des Politikun­
terrichts, das aus den Aussagen der Theorie und den methodisch abgesicher­
ten Daten der Realität besteht. Wenn die Politikdidaktik empirisch arbeitet, 
hat die Anwendung der Theorie auf die Unterrichtswirklichkeit oft unmit­
telbare Konsequenzen. In einer empirisch arbeitenden Politikdidaktik ist die 
jeweilige Theorie gleich für die Unterrichtsrealität gemacht. Dabei hat die 
Frage der Richtigkeit (Wahrheit) zugleich Bedeutung für die Brauchbarkeit 
einer Theorie.
Schaut man sich die Wissenschaftsgeschichte genauer an, dann bildete 
sich das Paradigma einer wissenschaftlichen Disziplin Politikdidaktik erst 
nach dem Zweiten Weltkrieg allmählich heraus. In den 1960-er Jahren 
wurden die ersten Professuren für die Didaktik der Politik besetzt. In der 
Folge legten die Professoren (Fischer, Hilligen, Sutor, Schmiederer) ihr 
Grundverständnis des Faches in Konzeptionen dar, die stark von den je­
weiligen persönlichen Überzeugungen geprägt waren. In späteren Rekon­
struktionen wurde immer wieder versucht, darin gemeinsame Selbstver­
ständlichkeiten der Disziplin zu finden (Gagel, 1994; Sander, 2003; Det- 
jen, 2007). Dabei kam man über die Zuordnung zwar gemeinsam benutz­
ter, aber inhaltlich anders definierter Begriffe nicht hinaus. Eine Typologie 
von Denkansätzen oder die Einteilung in große Schulen der 1960-er und 
1970-er Jahre kann nicht erfolgreich sein, da die .Altmeister“ bei ihren 
individuellen Deutungen ohne allzu große Rücksicht auf methodologische 
Ansätze im Sinne der genannten Anforderungen vorgingen. Darüber hin­
aus waren die Ansätze mit diversen theoretischen Versatzstücken aus ande­
ren Wissenschaften belegt. Die Empirie war damals weitgehend ausge­
klammert bzw. wurde der politischen Sozialisationsforschung überlassen 
oder zugewiesen.
Die Disparatheit der Denksysteme blieb in der Politikdidaktik lange Zeit 
bestehen. Die Möglichkeit einer Balance zwischen Theorie und Methode in 
der Anlegung von Forschungsdesigns kristallisierte sich erst im 21. Jahrhun­
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dert deutlicher heraus. Einerseits gibt es heute weiterhin Theoretiker/-innen, 
bei denen die Operationalisierung der theoretischen Propositionen in den 
Hintergrund tritt (z.B. Sander, 2008; Hedtke 2002; Lange, 2009). Andere 
wiederum sehen die Methodenfrage dadurch gelöst, dass sie ihre individuel­
len Denkansätze mit transkribierten Einzelbelegen wie z.B. kurzen Aus­
schnitten aus unterschiedlichen Dokumenten oder sog. Mikroszenen des 
Unterrichts stützen (z.B. Petrik, 2007; Grammes, 1998; Besand, 2004).
Da Theorie ohne Methode steril bleibt und die Konstruktion einer fikti­
ven Empirie nicht trägt, hat sich auf der anderen Seite eine Reihe von 
Politikdidaktiker/-innen in der Gegenwart die Aufgabe gestellt, Theorie und 
Empirie systematisch zusammen zu denken. Wenn wissenschaftliche Theo­
rie mehr als Konvention sein soll, ist es unabdingbar, sich um die Operatio­
nalisierung der Denkansätze zu bemühen. Dabei können durchaus normati­
ve Theorieansätze wiederbelebt werden. Angesichts der Tatsache, dass sich 
normative und empirisch-analytische Theorien heute in anderen Wissen­
schaften aufeinander zu bewegen, fließen auch in der Politikdidaktik lang­
sam mehr normative Erwägungen in eine empirisch-systematische For­
schung ein und umgekehrt. Je mehr empirische Plausibilität integriert wird, 
desto deutlicher wird das normative Konzept. Der Rückgriff auf immer neue 
Stützungstheorien, wie z.B. Freizeitgesellschaft, kann so überflüssig werden.
Das normativ-empirische Paradigma (z.B. Massing, Breit, Brunold, Goll, 
Richter, Detjen, Weißeno) möchte keine Gewaltenteilung zwischen Theorie 
und Methodenlehre. Die Vertreter/-innen dieses Paradigmas gehen von ei­
nem komplexen, empirisch angereicherten Politikbegrifif aus, diskutieren 
unterschiedliche Normvorstellungen, beteiligen sich mit Vorschlägen für das 
unterrichtlich zu vermittelnde Fachwissen und initiieren systematische em­
pirische Forschung. Ohne widerstreitende Normvorstellungen können we­
der die Auswahl der Unterrichtsgegenstände noch die Forschungsfragen be­
gründet werden. Diskutiert und normativ begründet wurden hierzu, insbe­
sondere auch von Peter Massing, z. B. die Urteilsbildung, die Bürgerleitbil­
der, die Entwicklung von Kategoriensystemen, der Methodenbegriff, der 
Politikzyklus.
Aktuell wird darüber hinaus in der Kompetenzdebatte deutlich, dass ein 
Fach „die domänenspezifischen Kompetenzen zu denen aus anderen Fä­
chern (Domänen) konzeptionell abgrenzen und dies idealer Weise auch 
empirisch zeigen können“ muss (Köller, 2008, S. 165). Eine solche Abgren­
zung erfordert zunächst normative Klärungen der Konzepte, die im Unter­
richt zu vermitteln sind. Dieser Frage nach dem im Unterricht zu vermitteln­
den Wissen haben sich aktuell in erster Linie die Vertreter/-innen des norma­
tiv-empirischen Paradigmas angenommen. „Es ist zu prüfen, ob es Konzepte
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gibt, die zum Verstehen von Prozessen oder Ereignissen in der Domäne un­
abdingbar sind“ (Richter, 2008, S. 156). Inzwischen liegt hierzu ein norma­
tiv begründetes Modell vor, das auch empirische Befunde einbezieht (Wei­
ßeno, Detjen, Juchler, Massing & Richter, 2010). Die ersten Studien zu 
Konzepten, die Ansprüchen systematischer empirischer Forschung genügen, 
liegen gleichfalls vor. Sie zeigen Beschreibungs-, Erklärungs- und gelegent­
lich Veränderungswissen auf. Zudem beziehen sie die theoretischen Kompe­
tenzerwartungen im Stadium der Hypothesenbildung ein und suchen so 
nach Antworten auf theoretisch strittige Fragen. Dadurch sollen der An­
schluss an die Entwicklung in anderen Fachdidaktiken gesucht und die eige­
ne, innere Struktur an die Praxis rückgekoppelt werden.
2. Fragestellung
Trotz widerstreitender Paradigmen ist es das gemeinsame zentrale Anliegen 
der Politikdidaktik als Wissenschaft, die Wirklichkeit des Politikunterrichts 
zu verstehen und zu verbessern. Allerdings fehlt bisher der Versuch, das von 
der Politikdidaktik hierzu produzierte Wissen strukturierend und nicht his­
torisierend zu beschreiben. Aus den Bezügen zu wissenschaftlichen Aussagen 
und zur empirischen Forschung ergeben sich die zentralen Fragestellungen 
für diesen Beitrag:
1. ) Welches Wissen liegt wozu vor?
2. ) Wo sind im Vergleich zu anderen Fachdidaktiken die Desiderata?
3. ) Welches Wissen hält welchen der genannten Anforderungen an eine
Wissenschaft stand?
Hierfür wird ein Modell herangezogen, das das Wissen nach Ziel-, Beschrei­
bungs-, Erklärungs- und Veränderungswissen strukturiert (Prenzel, 2008, 
S.73).
Abb. 1: Verteilung der Wissensformen in der Politikdidaktik (nach Prenzel, 2008)
4. Zielwissen
3. Beschreibungswissen
2. Erklärungswissen
1. Veränderungswissen
Dieses Strukturmodell ist der theoretische Ausgangspunkt für die folgenden 
Überlegungen. Darüber hinaus wird das normativ-empirische Paradigma als 
Ausgangspunkt für die folgenden Bewertungen gewählt. Das Anliegen des 
Beitrags beschränkt sich darauf, einen allgemeinen Überblick über das bisher 
produzierte politikdidaktische Wissen zu geben. Hierzu wird versucht, eini­
ge Grundlinien des Wissens über die Ziele des Politikunterrichts (Zielwis­
sen), die Voraussetzungen des Lehrens und Lernens (Beschreibungswissen), 
den zu erwartenden Kompetenzzuwachs (Erklärungswissen) und die Effekte 
von Maßnahmen bzw. Unterrichtsmethoden (Veränderungswissen) nachzu­
zeichnen. Ein Anspruch auf Vollständigkeit wird dabei nicht erhoben.
Ziel des Beitrags ist es, die Erträge der vielschichtigen Diskurse und An­
sätze unter der Fragestellung nach dem produzierten Wissen zu sichten. 
Dabei mag die Reformulierung des produzierten Wissens zunächst überra­
schen, gilt die Wissensproduktion doch als selbstverständliche Aufgabe einer 
Wissenschaft. Der Blick soll jedoch durch die Klassifizierung wichtiger Er­
gebnisse erweitert werden, um Desiderate aufzuspüren und zu verorten. Der 
Beitrag schließt mit Überlegungen zu zukünftigen theoretischen und empi­
rischen Forschungsaufgaben.
3. Zielwissen
Die meisten Veröffendichungen sind zum Wissensbereich Zielwissen vorge­
legt worden. Das Zielwissen hat über die Jahrzehnte gleichsam den Kern 
politikdidaktischer Argumentationen ausgemacht. Sie stehen alltagspoliti­
scher und/oder philosophischer Reflexion näher als empirisch gestützten 
Analysen. Das Zielwissen wurde und wird meistens ohne empirische Daten 
formuliert. Die Inklusions- bzw. Aufhahmebereitschaft der Politikdidaktik 
gegenüber der Tagespolitik und Pädagogik bei der Diskussion über Ziele 
bewirkt, dass fortwährend neue personengebundene Vorschläge zu Zielset­
zungen eingebracht werden können. Ohne Rekurs auf empirische Daten 
steigt die Inklusionsbereitschaft. Der „Strauß des Wünschbaren“ wird so 
ständig größer mit dem Effekt, dass das Fachprofil immer breiter wird und 
sich dadurch nicht mehr von anderen Wissenschaften abgrenzen und unter­
scheiden lässt. Marginalisierung seitens der Bildungspolitik und anderer 
Fächer ist die Folge. Das Unterrichtsfach Politik wird zugunsten des Faches 
Wirtschaft „verkleinert“, die Demokratiepädagogen wollen die Politikdidak­
tik „ablösen“, die politische Soziologie „übernimmt“ die empirische For­
schungsleistung, die Kulturministerkonferenz erarbeitet angesichts fehlen­
der Grundlagenforschung bisher keine Bildungsstandards fiir das Fach. Hier 
kann die Politikdidaktik von der Soziologie und Psychologie lernen. Beiden
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Disziplinen gelang es im Laufe ihrer Geschichte, die Anforderungen an eine 
Wissenschaft zu erfüllen, indem sie die Forschungsfelder thematisch ein­
grenzten und dadurch professionell besetzten (Keiner, 2005).
Das Zielwissen markiert gleichsam die normative (Input-)Dimension der 
Politikdidaktik. Allerdings wird und wurde sie in der Geschichte der Politik­
didaktik unterschiedlich gehisst, beschrieben und definiert. Peter Massing 
(2005) hat die Entwicklungen systematisierend nachgezeichnet. Sie dienen 
als Grundlage der folgenden Überlegungen und Einordnungen. In der 
Gründungsphase der Politikdidaktik sieht er ein historisches und verfas­
sungstheoretisches Motiv der normativen Begründung. Das historische 
Motiv zielt auf die Sicherung der freiheitlichen demokratischen Ordnung, 
während das verfassungstheoretische die aktiven Anteile der Bürgerinnen 
in den Vordergrund rückt. Beiden Motiven gemein ist das überhöhte Ideal 
einer Demokratie (S. 22). Solche Argumentationen wurden bereits damals 
von Pädagogen aufgegriffen und vertreten. Sie werden heute von den Demo­
kratiepädagogen fortgefuhrt.
Erst in den 1960-er Jahren wandte sich die sich nunmehr an den Univer­
sitäten etablierende Politikdidaktik der Politikwissenschaft zu. Die Ansätze 
der 1970-er Jahre, die ausschließlich personenbezogenen entstanden, argu­
mentierten von einem linksliberalen, pluralistisch-integrativen oder radikal­
demokratisch-sozialistischen Demokratieverständnis aus (S. 25). In den 
Demokratievorstellungen bewegten sich die Fachdidaktiker überwiegend in 
der Mitte und, bezogen auf das Individuum, bestand über das große Ziel 
„politische Mündigkeit“ weitgehend Konsens (S. 34).
Danach wurden die normativen Ansprüche über drei Jahrzehnte immer 
mehr zurückgenommen und man beschäftigte sich mit der Klärung von Pra­
xisproblemen. Ständig wurden neue Orientierungen erfunden. Bürgerleitbil­
der wurden diskutiert, um zu einer realistischen Einschätzung des zukünfti­
gen bürgerschaftlichen Handelns zu kommen. Hinter dem Kontroversitäts- 
gebot des Beutelsbacher Konsens wurde die normative Orientierung eines 
liberalen, pluralistisch-integrativen Demokratieverständnisses gleichsam ver­
steckt. Die aktuellen konstruktivistischen Überlegungen einzelner Vertreter/- 
innen der Politikdidaktik weisen kaum normative Ansprüche auf. Sie kom­
men über gedankenexperimentelle Verfahren im Grunde nicht hinaus. Politik 
ist darin ein dialogischer Kommunikationsmodus und kein klar definierbarer 
Gegenstandsbereich. Zwar wird teilweise die Freiheit der Person als zentraler 
normativer Bezugspunkt in herausgestellt und in der Zieldiskussion über­
höht, aber dies bleibt ohne konkreten Nutzen für die Inhaltsauswahl.
2004 spiegelte das GPJE-Modell für Bildungsstandards die damals vor­
herrschende normative Unbestimmtheit wider. Auch wenn die Leistung, es 
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innerhalb weniger Wochen konzipiert zu haben, nicht hoch genug aner­
kannt werden kann, muss doch festgestellt werden, dass es über die Ziele 
Urteilsfähigkeit, Handlungsfähigkeit und methodische Fähigkeit nicht hin­
auskommt. Das Modell ist gleichsam ein „politischer Kompromiss“ des 
konstruktivistischen und des normativ-empirischen Paradigmas. Es führte 
langjährige Diskussionen im Zielwissen auf der Begriffs-, nicht aber auf der 
Inhaltsebene zusammen. Das Modell hat einen starken Appellcharakter, weil 
es die theoretischen Prämissen nicht begründet. Es ist ein verbandspoliti­
sches, kein wissenschaftliches Dokument. Die neuen Erfordernisse der allge­
meinen Kompetenzdebatte konnten nicht produktiv integriert werden. Es 
entstand kein neues wissenschaftliches Paradigma, da die gegenläufigen wis­
senschaftlichen Auffassungen nicht überwunden wurden.
In der Folgezeit löste das GPJE-Modell Impulse zu weiterführenden Ar­
beiten aus. Ausgangspunkt des Ansatzes für die Kritik durch die Verueter/- 
innen des normativ-empirischen Paradigmas waren die Leerstellen im domä­
nenspezifischen Wissen (Abs, 2004; Weißeno, 2006; Dctjen, 2008; Massing, 
2008; Richter, 2008; Brunold, 2008; Goll, 2010). Aus den weiterführenden 
Forschungsarbeiten entstand 2010 eine normative Begründung der Kompe­
tenzdimension .politisches Wissen' in einem Modell des Fachwissens (Wei­
ßeno, Detjen, Juchler, Massing & Richter, 2010). Das Modell definiert so 
etwas wie die ,Rahmung* eines inhaltlichen Grundwissens für die schulische 
politische Bildung und will dazu beitragen, das Fach von anderen abzugren­
zen. Als Modell von fünf Wissenschaftler/-innen liefert es zugleich einen 
Benchmark für den Diskurs über die Stringenz von Paradigmen und Konst­
ruktionen, da es theoretische und - so weit möglich - empirische Befunde in 
ihrer Kontroversität darstellt und bei der eigenen Begründung berücksich­
tigt. Es erfüllt die oben genannten Anforderungen an ein wissenschaftliches 
Modell. Seine Entwicklung macht deutlich, dass politikdidaktische Theorie 
und Empirie auf die Bereitstellung von Beschreibungs-, Erklärungs- und 
Veränderungswissen angewiesen sind.
4. Beschreibungswissen
Unter Beschreibungswissen versteht man in der Lempsychologie Wissen 
über psychologische Voraussetzungen im Sinne von erwartbaren Ausgangs­
bedingungen für pädagogische Einflussnahmen (Gruber, Prenzel & Schiefe- 
le, 2006, S. 130). Diese allgemeine Definition soll für diese Untersuchung 
eingegrenzt werden auf die domänenspezifischen Ausgangsbedingungen. 
Ergebnisse von Studien, die Korrelationen berichten, liefern Beschreibungs-
wissen zu Ausgangsbedingungen. Qualitative Studien zeigen gleichfalls Be­
schreibungswissen.
Die qualitative Fachunterrichtsforschung (z.B. Henkenborg & Kuhn, 
1998; Richter, 2000; Schelle & Richter, 2006; Henkenborg, Krieger, Pinse­
ler & Behrens, 2008) hat vereinzelt längere, meist aber kürzere Unter­
richtstranskriptionen oder Interviewausschnitte beschrieben. Betrachtet 
man die in Handbüchern (z.B. Borz & Döring, 2006, S. 295ff) formulierten 
Ansprüche, wurden eher selten die qualitativen Datenerhebungsmethoden 
strikt angewandt, die jeweils genügende Anzahl an Dokumenten gesammelt, 
die Arbeitsschritte der Auswertung dokumentiert und die Gütekriterien be­
richtet. Denn Deskriptionen sind dann problematisch, wenn sie zufällige 
Einzelbeobachtungen herausgreifen und dieselben nur als Belege für be­
stimmte Theorieelemente heranziehen. Im Sinne der eingangs formulierten 
Anforderungen beruhen zahlreiche Interpretationen mehr auf Lebenserfah­
rung und kaum auf belastbaren empirischen Daten. Solche Belege haben 
dann eher anekdotische als empirische Evidenz. Gleichwohl geben die Dar­
stellungen reichhaltiges, wenn auch unsystematisches Anschauungsmaterial 
zu erwartbaren Ausgangsbedingungen.
Die quantitative fachdidaktische Forschung hat in eigenen Studien bis­
lang wenig zum Beschreibungswissen beigetragen. Im Sinne der genannten 
Anforderungen können nur Studien herangezogen werden, die eine statisti­
sche Auswertung vorgenommen haben, in der sie Zusammenhangsmaße 
angeben. Hierzu zählt die Studie von Rothe (1993), die 4814 Gymnasiast/- 
innen zu den Merkmalen einer Demokratie und Gesellschaft befragte. Da­
nach korrelieren die Domänen Politik, Wirtschaft, Soziales und Recht 
kaum, und die Schüler/-innen wissen wenig. Mit Hilfe von Assoziationstests 
bei Schüler/-innen, Studierenden und Hochschullehrer/-innen werden für 
unterschiedliche Fachkonzepte Experten-Novizen-Effekte beschrieben 
(Weißeno, Eck & Götzmann, 2008). Es ist der Versuch, Schüler-und Profes­
sionswissensbestände in ihrer Unterschiedlichkeit zu zeigen, um empirisch 
gestützte Hinweise zur Konstruktion von Begriffsfeldern einzelner Fachkon­
zepte zu geben. Die sogenannte Sachsen-Anhalt-Studie (Krüger u.a., 2002) 
hat neben soziologischen Fragestellungen insbesondere die hier interessie­
renden Einstellungen zum Politikunterricht und zur politischen Meinung 
erhoben. In der Auswertung der Daten zu diesen beiden Themen werden 
viele Ergebnisse nur mit einer prozentualen Verteilung einzelner Fragen dar­
gestellt. Werte der Reliabilitätsprüfung der gebildeten Skalen oder statisti­
sche Kennwerte der vorgenommenen Faktorenanalysen werden nicht be­
richtet. Trotz methodisch unzureichender Qualität der Daten zum Unter­
richt werden Schlussfolgerungen über seine Wirksamkeit gezogen, ohne dass
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sie unter Konstanthaltung von anderen Effekten methodisch abgesichert 
sind. Da sie nicht auf belastbaren Ergebnissen beruhen, bleiben die Aussagen 
dieser Studie eingeschränkt.
Nicht unerwähnt soll in diesem Zusammenhang bleiben, dass die politi­
sche Sozialisationsforschung und die politische Jugendforschung eine Viel­
zahl von Erkenntnissen zum Jugendalter liefern. Allerdings sagen sie auf­
grund des eigenen Erkenntnisinteresses wenig zu den Lehr-Lern-Situationen 
des schulischen Unterrichts. Zu den psychologischen Voraussetzungen im 
Fachunterricht geben sie meistens gleichfalls keine Auskünfte. Des Weiteren 
gibt es kein quantitativ erhobenes Beschreibungswissen zu Schulbüchern, zu 
den Unterrichtsmodulen, zur Aufgabenqualität, zur Lehrtätigkeit, zu den 
Lernumgebungen usw. Bereits auf dem Feld des Beschreibungswissens gibt 
es großen Forschungsbedarf, weil die Politikdidaktik die empirische For­
schung vernachlässigt hat. Es sind mehr Anstrengungen erforderlich, um die 
genannten Anforderungen beim Beschreibungswissen zu erfüllen.
5. Erklärungs- und Veränderungswissen
Erklärungswissen bezieht sich auf die Bedingungsfaktoren, die die Entwick­
lung der Schüler/-innen beeinflussen. Hierzu zählen Analysen zu den Band­
breiten des Wissensstandes genauso wie Kenntnisse über den Einfluss moti­
vationaler Orientierungen. Veränderungswissen macht Aussagen über zu er­
wartende Entwicklungen bei bestimmten Ausgangsvoraussetzungen (Gruber, 
Prenzel & Schiefele, 2006, S. 130). Hierzu zählen Vorhersagen über Entwick­
lungsverläufe, die z.B. bei einem Methodeneinsatz eintreten können.
Auch zum Erklärungswissen gibt es wenige Studien. Diese versuchen, 
systematisch, theoriegeleitet und kontrolliert zu arbeiten, um die genannten 
Anforderungen zu erfüllen. Es gibt noch weniger Längsschnittstudien mit 
quasi-experimentellem Design. Studien zur politischen Kompetenz stellen 
Erklärungswissen über Schüler/-innen bereit. Diese Studien weisen Zusam­
menhänge zwischen Wissen und Prädiktoren wie Geschlecht, Migrations­
hintergrund, Sprachfertigkeit, Selbstkonzept, Fachinteresse, subjektives 
Wissen, Einstellungen usw. aus (Manzel, 2007; Goll, Richter, Weißeno & 
Eck, 2010; Eck & Weißeno, 2009; Oberle, 2011; Wilhelm, Hüliir, Köller 
& Radalewski, 2010). Wissensstand und/oder Einstellungen wurden in der 
Civic-Education-Smdie (Oesterreich, 2002; Watermann, 2003; Schmid, 
2003) erhoben. Zu Politikbildern (Oberle, Eck & Weißeno, 2008) und 
zum subjektiven Wissen (Oberle, 2011) gibt es gleichfalls erste empirische 
Hinweise. Meierhenrich (2003) zeigt geringe Zusammenhänge zwischen 
politischem Wissen und Handlungsbereitschaft.
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Eine Studie von Götzmann (2008) versucht, Veränderungswissen zu zei­
gen. Die Autorin untersucht in einem unechten Längsschnitt den Wissens­
zuwachs von der 1. zur 4. Klasse und zeigt dabei signifikante Unterschiede. 
Richter (2009) hat in einem Pre-Posttest-Design den Wissenszuwachs von 
Schüler/-innen der dritten Klasse erhoben. Die TEESAEC-Studie (Eck & 
Weißeno, 2009) und die Studie von Manzel (2007), die beide ein Treatment 
zum Selbstlernen kontrolliert einsetzen, geben weitere erste Hinweise. Sie 
alle versuchen der Frage nachzugehen „Was kann man tun?“, indem sie den 
Effekt eines Treatments auf den Wissenszuwachs oder die Einstellungsände­
rung messen. Erstaunlich ist, dass es für den Bereich Veränderungswissen so 
wenige Studien gibt, obwohl es doch mit Blick auf die Unterrichtswirklich­
keit einen Kern fachdidaktischen Wissens darstellt. Veränderungswissen ist 
notwendig, um die Ebene gut gemeinter Ratschläge zu verlassen. Das weite 
Feld der Begleitforschung ist aber weitgehend unbearbeitet. Insofern kann 
die Politikdidaktik bisher wenig Gesichertes zur weiteren Lernentwicklung 
und zum Schulerfolg sagen. Es wäre wichtig zu wissen, wie bei den Schüler/- 
innen das Fachinteresse geweckt oder die Motivation gesteigert werden 
kann, welche Unterrichtsmethoden förderlich sind, wo die Förderung anset­
zen kann usw.
6. Ausblick
Die knappe Darstellung hat versucht, einen Überblick über die Entwicklung 
des polirikdidaktisch produzierten Wissens zu geben. Deutlich wird das 
Übergewicht an Zielwissen, das aber meistens ohne eigene empirische For­
schung formuliert wird. Das Defizit an empirisch belastbaren Ergebnissen 
zum Beschreibungs-, Erklärungs- und Veränderungswissen ist augenfällig. 
Um den Unterricht professionell wahrnehmen zu können, benötigen die 
Lehrer/-innen Wissen, das beschreibt, erklärt und prognostiziert. Zieldiskus­
sionen sind hierfür gleichsam die Metaebene, die aber selbst kaum direkt 
handlungsrelevant wirkt. Zu den Kernaufgaben des Lehrens und Lernens 
gibt es von daher nach wie vor wenig Wissen. Ein solider Fundus an wissen­
schaftlichen Erkenntnissen muss noch erarbeitet, die Forschungslinien aus­
geweitet werden. Der Prozess hat begonnen und wirkt der gleichfalls zu be­
obachtenden Tendenz zu disziplinärer Schließung als Entlastungsstrategie 
entgegen.
Die vor allem in den letzten beiden Jahrzehnten erkennbare Hinwendung 
zu einem normativ-empirischen Paradigma hat eine systematische empiri­
sche Forschung entstehen lassen. So sind neue Theorien zur Kompetenzent­
wicklung und neue Untersuchungskonzepte entstanden bzw. im Entstehen 
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begriffen. Immer mehr wird der Anschluss an die Entwicklung in anderen 
Fachdidaktiken und an die Erforschung der Unterrichtspraxis gesucht, die 
lange Zeit aus dem Blick geraten waren. Die seit den 1990er Jahren zu beob­
achtende empirische Wende hat zwar noch nicht viel gesichertes Wissen 
produziert, aber es ist ein Weg eingeschlagen, der auch die Akzeptanz der 
Disziplin in der Praxis, der Bildungsverwaltung und ihre Anschlussfähigkeit 
an andere universitäre Fächer verbessert.
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